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12. Sitzung.

Prä t Fehrenbach teilt mit, es ſeien wieder an die
Rationalverſammlu ingela in Prot onderdie t dieſer h t an rer (lebheſter
e ar aus e en die polniſchen An

J elegr a aGebiete, eine eingebende kelegrapbiſhe er r
werkſchaft König Ludwis I. über die Spartaknsunruhen
in Recklinghauſen, endlich ein Prot
Gruppen des Vereins deutſcher Eiſen und Stahlinduſtrieller aus
Düſſeldorf gegen eine Behauptung des Reichsminiſters Erzberger.

Vor der r e Abg. Vögler und MiniſterErzberger perſönliche Erk 977 ab. Darauf ſt das Haus
die Beſprechung der Erklärungen der Reichs re
gierun ſort.

Abg. Dr. Traub (Du.): Wir wünſchen alle baldigen Frieden.
Die Revolution hat uns aber nicht den Frieden gebracht, ſondern
uns weiter von ihm entfernt. Die 15 Milliarden alten Kredit be
willigen wir ſelbſtverſtändlich, ebenſo die 300 Millionen zur Förde
rung des Wohnungsweſens. Wir verlangen aber, daß uns im
Ausſchuß über die aderen Milliarden Auskunft gegeben wird. Das
Haus wendet ſich zur Erledigung der Kreditvorlage.
Dazu liegt eine Reihe von Anträgen vor, die die Herabfetzung
bezw. die Ablehnung des Kredites fordern.

Reichsfinanzminiſter Schiffer: Ich bitte, alle dieſe An
träge abzulehnen. Von den 25 Milliarden ſind 15 Milliarden
bereits verausgabt und durch die Wechſelverpflichtungen des
Reiches auch ſchon weitere 3 Milliarden verbraucht.

Reichsminiſter Gothein: Der Abgeordnete Traub hat eine
Verzweiflungspolitik darin finden wollen, daß wir die ſtbar

eie ſie S dfaſſung, daß altein ein ſcharfgeſchliffenes Schwert die beſte Sicherunc
des Friedens ſei, die Großmannsſucht. unſere Flottenpolitik, die Tat
ſache, daß unſere auswärtige Politik ſchließlich nicht von Diplo
maten. ſondern von General und Marineſtäblern gemacht wurde,
das iſt die Schuld des alten Regiments und all derer, die zu
ihm geſtanden haben. Dabei ſtehen wir keineswegs auf dem
W runtte, daß die Schuld am Kriege ausſchließlich anf unſerer
Seife Iag.

Refchsminiſter Erzbergee: Wir treiben in der Waffen
ſtill andorommiſſion eine Politik der kühlen Vernunft und des
klaren Rechtes. Wer an den Abmachungen des 11. Rovember
das Geringſte zu ändern ſucht, erſchwert die Lage des deutſchen
Bolkes in unverantwortlicher Weiſe. (Lebhafte Zuſtimmung beie ebrveit Die 14 Punkte Wilſons ſind nicht überſchäitten

worden.
Abg. Dr. Kahl (D. Vp. Auch wir ſind der Meinung. daß
das Frauenwahlrecht jetzt ein dauernder Beſtandkfeil unſerer
politiſchen Rechte ſein muß. Jch glaube nicht daran, daß der heu
Vge Mehrheitsblock lange zuſammenhalten wird.

Ein Völkerbund mit einem geknechteten
Deutſchland iſt unmöglich.

Wir hoffen auf eine nationale, ſittliche, religiöſe und tiefgehende
Erneuerung unſeres Volkes.

Reichsminiſter Land sberg: Es gibt keinen Menſchen, der
das Recht vergewaltigen will. Wenn die Herren W
gläudten, daß die Regierung das Recht verletzen konnte, ſo iſt
das irrig. Von der Sympathie der Partei des Profeſſors Kahl
für das Wahlrecht der Frauen haben wir bisher nichts gehört.
Für uns ſind Wahlrechtsfragen keine Parteifragen, ſondern Rechts
fragen. Unſerer Anſicht nach iſt es gut. das Wahlrecht in den
Beginn der Reife der Jugend zu ſtellen. Wenn man mit 18 Jahren
König von Preußen werden konnte, ſo kann man mit 20 n
auch wahlrechtsfähig ſein. (Sehr richtigl) Eine lks
vertretung muß der Jnhegriff der Wähler ſein. Eine Regierung
ſoll kein Debattierklub ſein. ſie muß handeln. Mit Jnutereſſe
haben wir von dem Vorredner gehört, daß das Regierungepro
gramm ſehr gemäßigt iſt. Es würde ſchärfer ausgefallen ſein,
wenn Aög. Kahl mit daran gearbeitet hätte. (Heiterkeit.) Er
hat die Revolution bedauert. Aber wer die Freiheit des Volkes
will, darf die Revolution nicht bedanern. Jch mndte eigentlich
noch meinen Freund Roske gegen das Lob des Vorredners in
Schutz nehmen, ich glaube aber, er wird das überſtehen.
keit.) Der Vorredner hat das Recht auf Revolution
Damit hat er ſich gegen ſeine eigenen Vorredner ausgeſprochen.
Wünſchenswert ſind Revolutionen nicht, wenn die Verfaſſung
eines Volkes ſo iſt, daß ſie evolutioniſtiſch fortentwickelt werden
kann. Wenn aber eine Mehrheit niedergehalten wird durch eine
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Poſen erhöht die Vratrotion auf unſere

Koſten
Ein Privattelegramm aus teilt mit, daßz das

Poſener Ernährungsamt net hat, das Brotge
treide zur Verbeſſerung des Brotes fortan r 75, ſtatt
wie bisher auf 94 Proz., auszumahlen. e Brot
ſtreckung d ällt Die Wochenwen W 1920 n auf Wer Gramm c
worden.
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Minderheit, dann hat ſie das Recht der Revolution
e Revolution nötig. Die ſchweren Waffen-

ſtillſtandsbedingungen werden von der Entente immer
wieder darum verſchärft, weil ſie fürchtet, wir könnten ven Krieg
wieder beginnen. i dem e r der Südſtagten und
bei den Verluſten, die wir hatten, war eine Verteidigung nicht
mehr möglich. Abgeordneter Traub hat uns aufgeford keine
parteilichen, ſondern ſtaatsmänniſche Reden zu halten. Sie können
nicht von uns verlangen zur Rechten gewendet daß wir
unſeren Parteiſtandpunkt verſchweigen und etwa auf den Stand-
punkt der Generalanzeiger uns ſtellen. Eine Partei, die einen Ge
waltfrieden ſchließen wollte, iſt nicht berechtigt, nun einen Verſtän

ſchließen zu wollen. habe mich in den Herren
getäuſcht. Jch glaubte, ſie hätten mit einem neuen Namen auch
eine neue Anſchauung angenommen. Da ſie keine anderen geworden
ſind ſo werden wir ſie natürlich auf das nachdrücklichſte bekämpfen.
Selbſtverſtändlich nicht als Regierung, ſondern von unſerem
Standpunkt als Partei heraus, Können Sie leugnen, daß die
All deutſchen an unſerem Zuſammenbreruch ein
gerüttelt Maß Schuld tragen? Rur ein Narr kann
behaupten, daß alle Schuld allein auf deutſcher Seite liegt.
Kriegshetzerei iſt überall geführt worden. Aber nie-
mand hat mehr gehetzt als die Alldeutſchen.
Der Krieg ſollte fortgeſetzt werden bis zu einer ungeheuerlichen
Kri tſchädigung, bis zu großen Eroberungen. Dann die
Geſchichte der Wahlreform. Was Jhnen in den Köpfen ſteckte
zur Rechten gewendet war der Uebermut. Nicht das Wahl
recht, ger das Fideikommißgeſetz ſollte durchgeführt werden.
Die ruſſiſche Revolution war ein Gottesgeſchenk für unſer Deutſch
land. Jetzt war die Gelegenheit, einen Verſtändigungsfrieden

z.
abzuſchließen, da, und t hat das alte Syſtem dieſes Gottes

DR J r r e e en in ſeinen Reihen wenden können. Eines Tagesvieles kam den h die Erkenntnis, man hat uns belogen, und dann

ger es kein Halten mehr. Da kam der Zuſammenbruch. Auf
en Zuſammenbruch des Heeres folgte die Revolution. Die

Mängel der Staatsverfaſſung mußten beſeitigt werden. Durch
die Verwaltung war bisher die Verfaſſung in ihr Gegenteil ver
ändert worden, und darum nützte uns das freieſte Wahlrecht, von
dem Graf Poſadowsky ſprach, nichts.

Aber ich tue dem Kaiſer r nicht Unrecht, wenn ich ſage,daß er e imſtande iſt, ruhen Rrenriz te er n unter
eine freiheitliche Verfaſſung gebeugt. Die Behauptung des Herrn
Kahl, daß noch im Oktober eine natienale Verteidigung
geweſen wäre, hat mir große Bedenken verurſacht. Den Wu
glauben ſollte man doch aus der Politik ausſchalten. Was das
deutſche k erniniert hat, das war der Dämon des Uebermuts.
Das Gottesgeſchenk der ruſſiſchen Revolution hat man vergendet
und damit das Schickſal Deutſchlands beſiegelt. Zwei Wün
habe ich für mein Volk: Die Freude zum Leben und Mut. Le
hafter Beifall bei der Mehrheit.)

Der Schluß der Sitgung war ausgefüllt mit heftigen Ausein
anderſetzungen zwiſchen der Sozialdemokratie und den Unabhän
Fsen. bei denen der Abg. Haaſe ſeinen Fraktionsfreund Simon am

rin nehmen mußte, um ihn davon abzuhalten, tätlich zu werden.
Frau Ziäetz tat zwei Stunden lang ni anderes, als auf die

takiſten zu e

e

ſozialiſtiſche Regierung zu ſchimpfen und die Gewalttaten der Spar
uldigen. Dabei gebrachten die Unas igen ſo

häßliche und eine Worte, daß ſie in kurzer Zeit vier nungs
rufe einheimſten. Das Verlangen der Sozialdemokratie, daß der
Wille der Mehrheit des Volkes beſtimmend ſein ſoll, beantwortete
Frau 3
d denken, di leriſch lichkeit teh eigenes Gelee Aer wie die zchlerrminiſte
Entſtellungen und rtreibungen der ungbhängigen Redner kräf
tig zurück und a am Gothaer BVeiſpiel, wem die Schuld am
Blutvergiehen wirklich trifft. Die Regierungstruppen ſind mit
einem rein mil An nach Gotha eingerückt und dort
von mißleiteten mpft, angegriffen und überfallen
worden. der n Demagogie der ſpartaziſtiſchen U z die Gothaer Arbeiter dieſe r

en und der. RNoske ſagte den Un
iagitation willen dieſe

i da derund erkl d eſozialdemokratiſchen würden,e Krev e ne re sdi t die Stimmen der Unabhäng
dert z r bewilligt.frage,

mit der Erklärung, daß die Unabhängigen gar nicht

zots Antwort auf ufer Kriegepeiangener dorderin

hat auf das Schreiben Erzbergers, worin die
Rückſendung unſerer Kriegsgefangenen rt wurde,
namens der ortet, jetzt an einerten

ückſendung nicht ken ſei, nur etwa 29009du u heimbefßördert werden
znunen. Trauer und Entrüſtung über dieſe

un befriedigende Antwort wird durch die deutſchen Lande
gehen.

Anerkennung der Arbelterräte durch die engliſche

Regierung.

Aus London wird t, Daily Telegraph teiltmit, daß die engliſche rung dem Arbeiterrat
s wi liche Organiſatioehein re Kenntnis gat, za ſie die Arveitorrnte

anerkennt

3. Jahrgang.

Aer 25 Millfarden- Kredit in zweiter Leſung angenommen.

Ein Mehrheitsſozighiſt zu Kuutsſys

Michtlinien für ein 6ozialiſterungsprogramm.

Dr. Neurath veröffentlicht in der Chemnitzer Volks
ſtimme einen ſehr beachtlichen Artikel. in dem er ſich mit
Kautskys Richtlinien für ein Sozialiſierungsprogramm be-
ſchäftigt, ganz neue Wege für die Sozialiſierung weiſt
und im Gegenſatz zu Kautsky die ſofortige Soziali-
ſierung der Geſamt wirtſchaft fordert. Neu-
rath ſchreibt dort:

Wenn Kautskys Entwurf in allen ſeinen Teilen von
ängſtlicher Vorſicht und auffallender Zurückhaltung getragen
erſcheint, ſo hängt dies ſicherlich nicht mit perſönlicher Za
ha u des Verfaſſers zuſammen, deſſen Unentwegtheit
und Unbeugſamkeit wohl über jedem Zweifel erhaben iſt.
Es müſſen andere, tiefer liegende, ſachliche Gründe ſein,
welche die Schwächlichkeit feiner Forderungen erklären.

Kautsky geht nicht von der Grundanſchauung aus, daß
die Verwaltungswirtſchaft, welche durch die Sozialiſierung
ins Leben gerufen werden ſoll, wirtſchaftlicher, produktiver
und im ganzen leiſtungsfähiger iſt, als die überlieferte, freie
Verkehrswirtſchaft. Sonſt hätte er nicht in ſeinem Flugblatt
„Was will die deutſche ſozialiſtiſche Republik“ ſchreiben
können: „Erſchwert wird die Sozialiſierung der Produktion,
die nur ſchrittweiſe erfolgen kann, augenblicklich durch die
entſetzlichen Verheerungen und Nachwirkungen des Krieges,

die Unterbrechung des Weltverkehrs, die Aufzehrung der

Die die durch die Kriegsentſchädigung noch vermehrt
wird.“ Alle Momente, die Kautsky hier als erſchwerend für
R Sozialiſierung bezeichnet, ſind ihr ganz beſonders förder-

Nachdem Neurath ausführlich und klar darlegt, was
ſozialiſieren heißt, fährt er fort: Der Wirtſchaftsplan der
ſozialiſtiſchen Verwaltungsvwirtſchaft ſoll alle r
der Produktion, alle unnütze Vielgeſtalt der Produkte. alle
Ver ndung von Arbeitskräften und Rohſtoffen, Kriſen
beſeitigen. Die Wiederbelebung der Produktion iſt nicht „die
Vorbedingung jedes Verſuchs einer r
wie Kautsky in ſeinen „Richtlinien“ r vielmehr iſt
die richtig angepackte Sozialiſierung eines der

r Mittel, um die ſtockende Produktion wieder in
Gang zu ſetzen und zu ungekannter Höhe zu führen. Nichts
erleichtert ferner die Sozialiſierung in einem ein-

elnen Staate mehr, als die Unterbrechung des
eltverkehrs. Die Rechte fremder Aktionäre und

Geldgeber werden in einem ſolchen Zeitpunkt durch die Sozia
liſierung nicht verletzt. n belaſten die Kriegsent-
ſchädigungen in einer ſozialiſierten a alle Staats
bürger gleichmäßig, während ſie innerhalb der Verkehrs
wirtſchaft vor allem die Arbeiter bedrücken würden.

Meint Kautsky im Ernſt, daß man in dieſer Hinkunft
leichter ſozialiſieren werde, wenn man zunächſt der alten
Wirtſchaftsform freie Bahn läßt. um die Produktion „zu be
leben und in Gang zu bringen“? Jſt man überhaupt
einmal zur Sozialiſierung entſchloſſen, dann
muß ſie vollſtändig und raſch durchgeführt werden,
ſonſt lähmt ihr heſtändiges Drohen alle produktiven
Kräfte. Die großen Züge des Sozialiſierungsplans müſſenmorgen kundgetan werden. Die aſaetee Zentral
ſtelle, welche die Geſamtwirtſchaft zu ſozialiſieren hat, muß
ofort ihre Arbeit in Angriff nehmen. Einzelne Ver-

taatlichungen, eingelne Betriebsübernahmen durch Arbeiter-
räte, ja ſelbſt die Verſtaatlichung ganzer Jnduſtriezweige, wie
e Kautsky vorſieht, haben mit wenig zu tun,

olange ein Geſamtwirtſchaftsplan fehlt. autsky mahnt
ortwährend zu ſorgfältiger Prüfung und Vorbereitung, er

verfügt eben nicht über ein geſchloſſenes Geſamtbild der zu
künftigen Wirtſchaftsordnung. Vor allem kommt bei ihm
nicht zum Ausdruck, daß die fortſchreitende Durchorganiſie-
rung der d ob ſie auf ſozialiſtiſcheroder nichtſozialiſtiſcher Baſis erfolgt, letztlich zur Entthro
nung des Geldes führt. Bei Kautsky ſpielen Geld-
erträge, Gewinne und Steuern eine ungewöhnlich große
Rolle. Daß Kautsky im Rahmen eines Sozialiſierungspro-
gramms den Gegenſatz der e und Konſumenteninter-
eſſen überhaupt hervorhebt, zeig de er mit der über
lieferten Marktwirtſchaft rechnet. Jn einer auch nur mäßig
ſozialiſierten Wirtſchaft wird durch die Verbindung von
Unternehmer- und Arbeiterverbänden, Vankkonzernen und
Produktionsgenoſſenſchaften in ein und derſelben Beratung
unter entſcheidender Mitwirkung der im Staat organiſierten
Volksmacht feſtgelegt, wieviel Wohnung, Nahrung, Klei
dung uſw., Arbeit uſw. auf den einzelnen extfallen. Auf
dieſe Weiſe allein wird ja auch die Schraube ohne Ende: Er
hte Geldlöhne, erhöhte Geldpreiſe, erhöhte Geldlöhne, er
höhte Geldpreife uſw. a etrieb geſetzt.

Es fehlt eine ausreichende Würdigung Groß
arganiſationen als Grundlage der
wußten ſie dach zu einem überſehbaren und beherrſchbaren
Syſtem der Verſorzung r altet werden, innerhalb n
ür ſozialiſtiſche Verteilun
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kate zu ſchaffen, ohne ſie aber als Teile eines Rieſengebäudes

zu behandeln. eAllzuſehr betont Kautsky die Aenderung der juriſtiſchen
Beſitzverhältniſſe. Es iſt doch kein Vorzug der Verſtaat-
lichung von Grund und Boden, wenn ſie „die Produktion
nicht im geringſten- ſtört“, wie Kautsky r r r Die
Verſtaatlichung, die ialiſierung ſoll doch die
Produktion fördern. Auch wenn wir den BVauern
Grund ünd Boden belaſſen, ſo können wir dennoch die Land
wirtſchaft planmäßig geſtalten, ohne zur Verſtaatlichung
ſchreiten zu müſſen. ie Verſtaatlichung iſt nur eines
neben vielen anderen Mitteln, um den Volkswillen auf dem
Gebiete der Produktion und Verteilung durchzuſetzen.

Wie ſehr Kautsky in den Banden der freien Verkehrs
wirtſchaft ſich befindet, kann man daraus entnehmen, daß er
die Staatsbetriebe möglichſt dezentraliſteren will, ohne daß
er mit einem Wort des zentralen Wirtſchaftsplanes Erwäh-
nung täte, um deſſentwillen doch die Verſtaatlichung vor
allem zu erfolgen hätte. Auch will er die Leitung der Jn
duſtriezweige Kollegien anvertrauen, die aus den tradi-
tionellen Gruppen: Arbeitern, Regierung und Konſu-
menten, zuſammengeſetzt ſind, während es ſich nach durch-
geführter Verſtaatlichung nur um Leitung durch Fach
männer handeln kann. Die Willensentſcheidung
hätte bei der Volksvertretung zu liegen. die genannten Per-
ſonengruppen hätten, ſoweit e einer Sondervertretung
überhaupt e in den großen Kontrollinſtanzen der zu
künftigen ſo ialiſierten Wirtſchaft ihren Platz zu finden. Das
gilt auch von der Leitung der Syndikate, die Kautsky ähn
lichen Ausſchüſſen übertragen will, deren kleine Abbilder
innerhalb jedes Betriebes wirkſam ſein ſollen. Betriebe und
Konzerne werden auf dieſe Weiſe gelähmt. Man muß Ver-
trauen zu Einzelperſonen haben, die man in ihrer Tätigkeit
kontrollieren mag.

Was Kautstky ſonſt über die Verſtaatlichung zu ſagen
peiß. atmet nicht den Heiſt einer neuen
Lebensordnung. Er ſpricht von Gewinnbeteiligung
und Tantiemen der Beamten und Arheiter. Schon in der
Verwaltungswirtſchaft der Uebergangszeit verliert der Rein
gewinn ſeine alte Bedeutung, würde er ja mittelbar oder
unmittelbar durch n Stellen (Behörden,
Verbände uſw.) beſtimmt. Was ſoll der Reingewinn eines
Bergwerks beſagen, wenn ſowohl die Preiſe der Maſchinen
uſw., die Arbeitslöhne uſw. als auch die Verkaufspreiſe durch
r Stellen feſtgelegt werden? Setzt die Regierung die

ohlenpreiſe herab, um die Bevölkerung billig verſorgen zu
können. ſo würde dies den Gewinn, an welchem die Arbeiter
und Beamten beteiligt werden ſollen, ſchmälern. Selbſt
verſtändlich hätte die zu errichtende Nationaliſie-
rungszentrale mit Hilfe ihrer Techniker und Pſycho-
logen Grundlagen ſür eine möglichſt einwandfreie Prämi-
erung überdurchſchnittlicher Leiſtungen zu liefern.

arl Kautsky ſtreift die Entſchädigungsfrage
in durchaus formal-juriſtiſcher Weiſe. Wohlerworbene Rechte
müſſen gewahrt werdn, ſonſt wird das Vertrauen, die Grund
lage aller Rechtsordnung, erſchüttert. Mit der Entſchädi-
gungszahlung an die früheren Unternehmer will man ihnen
die gewohnte Lebenslage möglichſt bis zu ihrem Lebensende
belaſſen. Für den größeren Teil der Unternehmer kommt
aber zweifellos eine Rentenzahlung gar nicht in Betracht,
denn es wäre höchſt unwirtſchaftlich, alle Unternehmer
zwangsweiſe zu arbeitsloſen Mitgliedern der Geſellſchaft zu
machen. Der größere Teil der Unternehmer hat er bisher
wichtige Aufgaben im Rahmen der Geſellſchaft
zu erfüllen gehobt. Das ſollen ſie in geänderter Funktion
auch künftig tun: und werden es ſicher vorwiegend zu tun
bereit ſein. Dann wird man ihnen eben bis zu ihrem Lebens
ende höheren Lohn aus öffentlichen Mitteln für ihre
Weiterarbeit vewillii als ihnen zukäme, wenn ſiebloß als neueintretende Geſeilſchaftsfunktionäre dieſe Auf-
gaben übernehmen.en Es iſt viel leichter, einem Arbeiter begreiflich zu machen, de man einem früheren Unternehmer,
der nun als leitender Techniker oder Organiſatior tätig iſt,
ein höheres Einkommen als eine Art Entſchädigung bewilligt,
als ihn von der Notwendigkeit zu überzeugen. ein ganzes
Volk von Rentnern atzen zu müſſen.

Zuſammenfaſſend können wir ſagen: Das So ialiſie-rungsprogramm, welches Kautsky entwirft, wird die Wia en

der Arbeiterſchaft nicht befriedigen, die den wirtſchaft-
lichen Ertrag der deutſchen Revolution fordern. Die
hohe und durch ein langes Leben aufopfernder Volksarbeit
wohlverdiente Autorität Karl Kautskys wird nicht aus
reichen, um das Volk davon zu überzeugen, daß es un m ö g-
lich ſei, ſofort und im größten Stil die Sozig-
liſierung der Geſamt wirtſchaft durchzu-
führen. Hat einmal der Gedanke die Maſſen erfaßt, daß
die Sozialiſterung nicht gur die Lebenslage des Proletariats
werbeſſere, ſondern auch die Produktivität der Volkswirtſchaft
derart ſteigern könne, daß Deutſchland mit ſeiner rationali-
fierten Wirtſchaft gerade u der übrigen Welt ebenſo voraus-
eilen könne, wie ein modern eingerichteter Vetrieb einem
veralteten, dann wird auch ein großer Teil der bisher nicht
ſozialiſtiſch geſinnien Demokraten die Sozialiſierun ſelbſt
mitbetreiben helfen. Wer die großen Errungenſchaften der
Revolution auf wirſſchaftlichem Gebiet unbedingt ſichern und
raſch ausgeſtalten will, der kann dem Aktionsprogramm
Kautskys nicht zuſtimmen, ſondern muß eine radikalere,
tiefer greifende und umfaſſendere Reugeſtaltung unſerer
Lebens und Wirtſchaftsordnung fordern.

Aagesgeſchichte

das alte Elend der Unabhärgigen.
Der oft geforderte und mehrfach au eſchriebene,
ſetzt aber wiederum auf den 2. März verſchobene Partei
tag der Unabhängigen gibt der Preſſe der U. 4
Veranlaſſung erneut zu den Programmfragen Stelu
zu nehmen. Dabei i ngt ſich immer mehr die Ein
durch, daß die U. S. P. T. in ihrer jetzigen Geſtalt nicht
lebensfähig iſt. So leſen wir einen Artikel von Rudolf
Breitſcheid in mehreren unabhängigen Zeitungen:„Nachdem wir uns 1917 in Gotha als ſelbſtändige
Organiſation konſtitniert haben, ſind wir nicht wieder
zuſammengekommen, und die Gothaer Sitzung lief ja
auch nur auf eine rein äußerliche Zuſammenfaſſung
jener Sozialiſten hinaus, die mit der Kriegspolitik der
Scheidemann- Partei nicht einverſtanden waren. So-
lange der Krieg alles andere in den h lenkte.

en ſich bei ans Meinungsver

nur Nach A derW.
der in ſich zerriſſenen Partet fehlte die Aktionsfäht
Es wäre rhaupt keine Partet, ſondern eine Ver
einigung von Menſchen, die nur in der Ablehnung einerbeſtlinmien Holltit 1bereinſimmenter, die aber keine

gemeinſame Plattform für ihre poſitive Arbeit beſaßen.“
Jetzt ſoll nun Parteitag den Unabhängigen eine

feſte Baſis und eine einheitliche Anſchauung geben.
Parteitagsbeſchlüſſe haben nicht die Kraft, die Me

innerlich R e wird e bledaß in der U. S. P. D. eine verſchiedener R
tungen gegeneinanderlanfen u e Partei lahmlegen.

Re Fraktionen der Aatisnalverſammlm

Durch das Bure ung iſtder Nationalverſa
nunmehr eine ue Aufſtellung i die Gärkektionen erfolgt. Ser b s, daß

ozialdemokratifhe Fraktion 163, wozu noch diebeiden Vertreter der Oſtftkont kommen; die Fraktion des
Gerh 89, Mitglieder, die Fraktion dermokratiſchen Partei 76, die Mraktion der
nationalen Volkspartei 41 Mitglieder und einen Hoſpi-
tanten, die Fraktion der Deutſchen Volkspartei und die
der Unabhängigen h je 22 Mitgliederaufweiſen. Neun Mitglieder der Nationalverſammlung
haben ſich keiner Fraktion angeſchloſſen. Es gehsren
dazu: 3 Welfen, 5 Mitglieder des Bayriſchen uern-
bundes und der Landwirt Thomſen von der Schleswig-
Holſteiniſchen Bauern und Landarbeiterdemokratie.
Der letztere iſt inzwiſchen der Deutſchnationalen Frak-
tion als Hoſpitant beigetreten, womit dieſe auf 75 Mit
glieder angewachſen iſt.

Seit der Nationalverſammlung haben vier Abgeord
nete ihr Mandat niedergelegt, der Sozialdemo-
krat Stößel, für den Frau Lodahl, der Sozialdemokrat
Sänger, für den der Abgeordnete Maurer, der Bayriſche
Bauernbündler Männer, für den der Abgeordnete Bach-
meyer und der Präſident Ebert, für den der Abgeordnete
Thurow in die Nationalverſammlung eingerückt iſt.
Eichhorn wird als vollgültiges Mitglied der National-
ln in der amtlichen Zuſammenſtellnng ge-
ührt.

Die Sildung der preußiſchen Regierung.
Die erſte Sitzung der ſozialdemokratiſchen Fraktion

der preuſiſchen Landesverſammlung iſt auf Sonntug,
den 2. März nach Berlin einberufen worden. Aller
Wahrſcheinlichkeit nach wird ſie ſich mit der Frage der
Bildung des Miniſteriums beſchäftigen. Der Wunſch geht
dahin, in Preußen aus denſelben Parteien wie im Reich
die Regierung zu bilden. Es finden bereits in Weimar
verirculiche Beſprechungen unter den Parteiführern
darüber ſtatt. Naturgemäß iſt in Preußen wegen der
Gegenſätze auf Schul und kirchenpolitiſchem Gebiete eine
Zuſammengehen zwiſchen Sozialdemokraten und bür-
erlichen Demokraten auf der einen und der chriſtlichen
olkspartei anf der andern Seite ſchwieriger s im

Reich, wo dieſe Fragen keine Rolle ſpielen. Es iſt aber
trotzdem auf das Zuſtandekommen einer Koalitions-
t erung zu rechnen, die dann etwa drei Viertel der
Mitglieder der Landesverſammlung hinter ſich hätte.

Scheldemann, Hindenburg und Ludendorff.

Scheidemann hat bekanntlich in ſeiner großen Rede
in Weimar Ludendorffals Haſade nur bezeichnet.
Gegen dieſen Vorwurf hat Hindenburg in einem länge-ren Schreiben an Scheidemann Ludenborff in utz

nommen und dieſen Ausdruck als unzutreffend beze
net. Scheidemann antwortete an Hindenburg, daß er
von ſeinem Worte nicht abgehen kann, er hat als Parla
mentarier und Mitglied des Kabinetts des Prinzen Max
den unwiderleglichen Eindruck von Ludendorff gewon
nen. Ueberdies, ſchreibt Scheidemann, ſteht akten-
mäßig feſt, daß Ludendorff am 1. Oktober 1918 ſelbſt
erklärt hat: „Jch komme mir vor wie ein Haſardſpieler.“

Die Kommandogewalt. t
Die gelegentlich e Nachricht, daß demReichspräſidenten die ommandogewalt übertragen

wird, iſt natürlich unrichtig. Die Kommandogewalt wird
von dem der Nationalverſammlung und den künftigen
legislativen Verſammlungen verantwortlichen Reichs
wehrminiſter ausgedrückt.

Das erfundene Kaiferhoch.
Die Freiheit, das Blatt der Berliner Unabhängigen,

behauptet, Oberſt Reinhardt habe bei einer Zu-
ſammenkunft von Chargierten eines Garderegiments
ein Kaiſerhoch ausgebracht. Wie wir dazu aus beſter
Quelle erfahren, iſt dieſe Behauptung völlig aus der Luft
gegriffen. Die zuſtändigen Stellen möchten keinen
Zweifel darüber obwalten i r3 die Ausbringung
eines Kaiſerhochs in einer Republik eine grobe Unge-
örigkeit wenn nicht mehr darſtellen würde, deren
onſequenzen ſofort gezogen werden würden. Der er-

wähnten Behauptung der Freiheit iſt deshalb auch mit
aller Gründlichkeit nachgegangen worden. Die Unter
ſuchung hat das obige Reſultat gehabt.

Henderſon zur Verner Völkerbundkonferenz.
Die Stellung der engli Anhänger einer Völkere terbundtenr ur Berner ferenz kommtin einem Br e en an den vporkereer-

den Ausſchuß zum ruck, in dem er unter anderem
eibt: rend des r hat die W Jdee eines
erbundes unter den m 7 kern außerordentliche Fortſchritte Nun, da wir imgeſſe ſtehen, Zeugnis onlegen für dieſen erhabenen

griff der internationalen Beziehnngen, iſt eine inter
nationale Manifeſtation der wirklichen Volkskräfte für
den Völkerbund von aller ter Bedeutung. Jch ver

e eereeraereeer-nte r onferenz und hoſtarker atte mit auf die Sicherung eines wirk
lichen Volterbundes beſchieden ſein werre ſusdt u als

einer Kontrolle über den Weltfrieden, ſondern mit
tiven Befugniſſen für einen internationalen Auf
ſchwung auf dem Gebiet der Lebenshaltung in er,
S eller, wirtſchaftlicher und geiſtiger
uſw.“

Außer von Henderſon ſind aus England Zuſtim
mungserklärungen eingelaufen von: Lord Bryce, Lord

Carl Heath (Rationaler Friedensrat), Rev.
unnico ft), E. D. Moreldemokratiſche Kontrolle), Schrifſtſteller Jerome,

n Buxton u. a.
vie interngtisngien Fraxen gegen den Fungerkriez.

18. Februar. Die Internationale FrauenBern,
konferenz in Bern ſandte an die Pariſerelegraphiſche Bitte Konferenz die

die Blockade ſoſert auf

eben zu Ilaſſen die des gegenirtigen Zuſtandes te e und denſäten von Freiheit und Frieden widerſpreche, für die
der Krieg, wie überab erklärt worden ſei, hrt wurde.

Die Keuor

n

l demokratiſchen Landtags
u rt, eine rein ſozialdemo-gebi Voltotoment Merges legten ihre Aemter

in Scrunſgweg
uar. D e en Ver-

dalitionsmini eriums ſefen und ein ſolches

hen die Arbeiterräte porte weiter. Dieſe werden
m nächſten Monat neu gewählt. Die neue Wahl der

örtlichen Arbeiterräte und des Landes-Arbeiterrats er-
krag auf breiterer Grundlage, die jedoch die bürger-
ichen Landeseinwohner nicht berückſichtigt.

Die Regierungsgewalt liegt jetzt beim Landtag, derdie. Volksbeauftragten zu hen hat. Dem Landes-
Arbeiterrat ſteht das Recht des aufſchiebenden Ein-
ſpruchs gegen Beſchlüſſe des Landtags zu. Der Land
tag wird am Dienstag zu dieſer neuen Regelung des
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes des neuen Landes-Ar-
beiter- und Soldatenrats Stellung nehmen. Im Landtag
ſtehen bekanntlich 31 Sozialdemokraten den bürgerlichen
Abgeordneten gegenüber.

zen rgebnis ging nachfolgende Meldung
vorans:Einigung der Sozialiſten in Braunſchweig Wie
das Re W oren der Republik Braunſchweig, der
Braunſchweiger Anzeiger, mitteilt, ſind in Braun-
ſchweig zwiſchen den Fraktionen der beiden ſozialdemo-
kratiſchen Parteien Einigungsver handlungen
im Gange. Nach dem genannten Blatte würde es ſich
darum handeln, eine neue Regierung zu bilden,
an der auch die Mehrheitsſozialiſten beteiligt
ſind, und es würden auch Neuwahlen zu den A. und
S.-Räten ſtattzufinden haben.

Viederbeginn der Weltſchiffahrt.

Amſterdam. Nach einem engliſchen Blatt erklärte
der Staatskommiſſar auf der Liverpooler Schiffahrts-
börſe, daß man in unterrichteten Kreiſen mit der
Wiederaufnahme des freien Weltſchiffahrtsverkehrs für
den 1. Juli 1919 rechne. Der Verluſt der Weltheunidels-
tonnage während des Krieges werde mit etwa 10 Mill.
Tonnen angegeben. Demgegenüber ſtehe die deutſche
Behauptung auf angebliche Verſenkung von 22 Mill.
Tonnen Welttonnage.

Der Varenbaugſtreik beendet.

Die vorgeſtern abend eingeleiteten neuerlichen Ver

rn im r d Be heutemorgen 7 Uhr. wurde ein r umfangreicher
Schiedsſpruch verkündet. Die Vertreter der Angeſtell-
ten erklärten ſich bereit, bei den Streikenden für die An
nahme dieſes Schiedsſpruches einzutreten. Die geſtern
vormittag im a arten gehaltene Verſammlung der
Angeſtellten hat dann auch mit dem Spruche einver-
ſtanden erklärt. Wie wir vernehmen, haben ſich auch die
Arbeitgeber dem Schiedsſpruche unterworfen, ſo daß der
Streik als beigelegt betrachtet werden kann.

Die 6partakiſtenunruben im Ruhrrevier.

Bottrop wurde von Spartakiſten geſtürmt, vorher
wurde die Stadt mit Artillerie beſſchoſſen; ſchwere Ver
heerungen ſind angerichtet. Die Sicherheitswache mußte ſich
zurückziehen. Die Spartakiſten zwangen alle Betriebe, zu
ſchließen, und ſollen nach den Meldungen des B. T. in der
Stadt in brutaler Weiſe gehauſt haben. Hilfe wird von
Münſter entſandt.

Auch in Düſſeldorf iſt ein Spartakusregime auf-
ſie verhindern mit Gewalt die Arbeit, auch in den

leinteg Betrieben.
Jn Münſter ſetzten die Eiſenbahner ihre Forderungen

gegenüber den Spartakiſten durch.
vefr r Bahnhof in Elberfeld wurde von Spartakiſten

eit.
Jm Bochumer Revier haben die Spartakiſten die

Förderung in über 200 gehen ſtiälgelegt. Jn Gelſen-
irchen wurden 120 Bürger als Eeiſeln gegen die an

rückenden Regierungstruppen feſtgenommen. 000 Mann
r. 7 nd im Anmarſch. Der militäriſche Auf-
marſch wird Mitte nächſter Woche beendet ſein.

Der c r Gelſenkirchen hat fünj
z n der S r 7e Die nzum Te rrum urze rr parne ſind mit S et DasNeſt iſt ndlich geſäubert. Dank energiſchem Zugreifen

des Arbeiter und Soldatenrats und der nſchaft
iſt es gelungen, Unheil zu verhüten.

Der Generalſtreik geſcheitert

Beerlin, 21. Geſtern am vierten et Februar TagBeoklamation ſogenannten Generalſtreiks im Rutzrrevier
die Spartakiſten kennte, wie iedene Blätter aus Eſſen bertch
ten. feſtgeſtellt werden, die Generglausſperrung der
Arbeitewilligen Berglente geſheitert ſei. Jn

Ruhrgebiet man mit das derdie dem komm n Terreor ein Ende
machen

Das r des Eſſener Arbeiter und Soldatenrates.
die „Eſſener Arbeiterzeitung“, richtete jüngſt in einem Auf
ruf an die BVergarbeiter die rung, gegen die dunklen
Exiſtenzen, dj den Streik Gex je an den e her von zeigden Weg der Se ilprebet Euch gegen das i ſo heit es in dem

u uch das ſozialdemokrati mer Volksblatt“ bedauert. daß 1 eezeeer von einer Hand
voll Terroriſten verge waltigen laffen Wenn
die Bergleute, der Aufforderung der itexpreſſe folgend.geſetzt haben, n

nge

von 50 000 auf 56 000e eh
iſt die Arbeit voll wieder aufge

wommen.Er des u 7
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Ole wenen Reichgfarben Der Staatenausſchuß be
gvend, daß die ſchwarzrot goldene Flagge in Deut
Rationalfarben eingeführt werdes ſollen.

Der Generalſtreik in Gotha. Jn Gotha iſt die Lage noch un
verändert. Es finden Perhandlungen zwiſchen den Regierungs
truppen und den A. und S.-Räten ſtatt.

lünderungen und Unruhen in Heſſen und Hanau. Das Schloßdes e Roreſeh von Heßen, Phil

geſtürmt und ausgeplündert. Ulanen vertrieben die
Plünderer, deren z ne keinerlei politiſchen Motiven

Es kam z Zuſammenſtößen, in deren Verlauf es Tote
u ete gab. Jn Hanau kam es glei
Unruhen. Eine bewaffnete Menge ſtürmte das Gefängnis, befreite
die r und ſtürmte das Rathaus und raubte alle vorhan
denen Lebensmittel. Unter der Vevölterung herrſcht große Unruhe.

r in München. Hier fand ein Matroſenputſch
die A.Räte ſtatt, der aber unblutig in ſich zuſammenbrach.
Joachim ſoll daran beteiligt geweſen ſein. Der Anführer,ein Zwermatroſe Lotter, erhielt eine ördentliche Tracht Prügel und

wurde verhaftet.
Landeskonferenz der vayriſchen Sozialdemokratie. Mittwoch

trat in München die Landeskonferenz der bayriſchen Sozialdemo-tratie zuſammen, die ſich mit der brennenden Trhge und der Re

ierungskriſe beſchäftigte. Die Entſcheidung der Tagung,hie mit h rn verfolgt wird, noch nicht gefallen.
Jn MöEnchen iſt alles ruhig. Die Teilnehmerzahl der Sonntag-nonſtes ion, i Eisner ſührte, zählte W h ſondern nur
100 000 Perſonen.

Deutſcher Proteſt n die Greueltaten der Polen. Die deutſche
Waffenſtillſtandskommiſſion hat der alliierten Kommiſſion eine
Note überreicht, in der sten die Greueltaten der Polen in den
Oſtprovinzen proteſtiert wird.

Herabſetzung unſerer Militärmacht. Bei den Waffenſtillſtands-
ver handlungen in Spa wurde beſchloſſen, bis zu einem gewiſſen

eitpunkte die Militarmacht aller Staaten auf eine beſtimmte
Höhe zu rn Jn Deutſchland muß mit der Herabſetzung der
Militärmacht der Anfang gemacht werden.

Abſchaffung der Wehrpflicht in England. Churchill wird
im Unterhauſe einen Antrag einbringen, der die Beſeitigung der
Wehrpflicht fordert

Die engliſchen Berglente für den Streik. Die Bergarbeiter von
haben mit 32 000 gegen 7000 Stimmen beſchloſſen, zu

ſtreiken.
Das Attentat auf Clemenceaun. Der verhaftete Attentäter gab

an, er hebe Clemenceau beſeitigen wollen, um das Haupthindernis

zu einem en aus dem Wege zu räumen Er

land als

alls zu eren

iſt Mitglied eines Anarchiſtenklubs. Die Verwundung Clemen-
ceaus ſoll nach neueren Meldungen doch lebensgefährlich und die
Lunge getroffen ſein.

Die deutſchen Lebensmitteldampfer in New York. Am Sonn-
abend ſind in New Vork die erſten deutſchen Lebensmittel-
dampfer eingetroffen. Sie ſollen innechalb zehn Tagen beladen
ſein und nach Deutſchland in See gehen.

zu den Geweindewahlen.
veumtenrecht und Venmtengusſchüſſe.

Von Paul Dürrfeld, Halle, Stadtverordnetenkandidat,
Schien es vor dem 9 November, als wenn jeder Anregung

auf Aenderung des beſtehenden Beamtenrechts unüberwindliche
Schranken e waren, ſo änderte ſich dieſe Meinung mit dem
Tage der Revolution ſelbſt bei denjenigen Stzellen, die bisher in der Beamtenſchaft als die Träger des Widerſtandes gegen
jede vernünftige Reform angeſehen wurden.

Die Revolution hat auch den Beamten Befreiung von der
Sticklluft gebracht, in der ſie gezwungen waren, ihre Standesinter-
eſſen zu verfechten und man kann es den Führern der Beamten-
ſchaft nachfühlen, mit welcher Schaffensfreude und Tatkraft ſie
nunmehr ihre Arbeit neu aufbauten.

Zu den Aufgaben, die ſich die Beamtenſchaft sgftent hat, ge
hört ihre maßgebende Mitwirkung an der Neugeſtal-
tung der beſtehenden Beamt Grundlegend iſt zu
jordern, daßz auch in ſe Geſetze ein ſtark demokratiſcher Zug
bineinkommt an Stelle des bis jetzt beliebten Prinzips der unum-
ſchränkten Autorität

Eine der dringlichſten Forderungen iſt die auf Schaffung
geſetzmäßiger Grundlagen für die jetzt überall ins Leben getrete-
nen Beamtnausſchüſſe. Jeder Ausſchuß war gezwungen, ſich ſeine
Sahnngen ſelbſt zu ſchaffen ein ganz unmöglicher Zuſtand,
wenn man bedenkt, daß keinerlei Jentrale da war, die irgend
welch Direktiven geben konnte

Dringend notwendig iſt vor allem, daß die Beamtenausſchüſſe
nen Teil der Dieziplinargewalt ausüben, die bisher den vorge-
tzten Behörden zuſtand. B. iſt zu fordern, daß lein Beamter

ohne die Einwilligung der Ausſchüſſe disziplinariſch beſtraft wer-
den kann, und daß die Genehmigung der Ausſchüſſe zur Eröffnung
des diſziplinargerichtlichen Verfahrens gegen Beamte einzuholen
iſt, ſoweit es ſich nicht um ſtrafrechtlich zu verfolgende Vergehen
oder Verbrechen im Amte handelt

Weiter würde den Au 4 ein die Verfügung m 3 die Verteilung Interſtützungsmittel, ferner maß
zebende wirkung bei der Verwendung des Perſonals und der
Erteilung des Erholungs- und ſonſtigen Urlaubs. er wäre zu
jordern die Zuſtimmung der Ausſchüſſe zur Beförderung von
Beamten, ferner die Genehmigung der e Beamten
in den Ruheſtand, ſoweit ſie nicht auf eigenen nſch erfolgt;
weiter bei Verſetzung von einem Orte zum andern, wenn dieſe
Verſ nicht den Wünſchen der Beamten entſpricht. Auch beiden nen von Beamten für Baeförderungsſtellen ſollen die

J durch Entſenden von Veiſitzern ſich maßgebend be
il

dieſe und 7 e kleine Forderungen mögen den-jenigen die bisher die Träger des Autoritätsprinzips waren, un
an in den Ohren klingen. Aber eine Reform des Beamten
re Ahne ſtarken dewokratiſchen Sia iſt S nicht mehr
de Sicher t daß die Beamtenſchaft eine Reform, die dem
nicht nung trägt. grundſätzlich und entſchieden ablehnt.Die alte je ialdemetra ch Partei iſt die einzige, die vorhalt

los dieſen mi. An der Beamtenſchaft iſt es nun,
u en, ſie die verſteht und der Partei Unterfü e der ſie ehe kann, daß ſie, u ihren

auch das Veamtenrecht mit einem demokratiſchen
zug bauen vwillens 9 Darum liegt es im eigenen Jnter-
eſſe jedes Beamten, am 2. März zu ſtimmen für die

Liſte Kleeis.

Lolles d vlöpiefeles
Halle. 33. Febinar 1919.

arteien zu der Stabtverord-
ie Liſten ſind aufgeſtellt r

ſam dis nen ammen zu ſchließen, Hand und Kopfarbeiter müßten nunmehr
r ihre Liſte n gegen den Kapitalismus Sturm laufen. Erx ſorderiomüſſen unſere Wähler und SWlerinnen Verſammelten auf. dahin zu wirken, daß bei der Wichtigkeit
ſie nicht uuz die Fragen der großen Politik a Mal jeder zur Wähluzne gehe und für die Partei ſtimme,

ruhe bei Hanau wurde von

des Reiches und die des preußiſchen Staates, ſondern
daß 3 auch die ſtillere, aber äußerſt bedeutungsvolle
olitiſche Tätigkeit der Stadtgemeinde zu würdigen verſehen. Sie müſſen vor allen Dingen zeigen, daß ſie
ozialdemokratiſch denken und ſühlen, daß ſie

gewillt ſind, die bei den voraufgegangenen Nationalrats-
wahlen errungenen u auch für die Beſetzung der
Stadtverordnetenverſammlung zu ſichern.

Die bürgerlichen Parteien machen die denkbar größ
ten Anſtrengungen, um das Zuſtandekommen einer
ſozialdemokratiſchen Mehrheit im Rathaus zu verhüten.
Was jene unterbinden wollen, muß zum Wohle der Ge
ſamtheit das Ziel der alten ſozialdemokratiſchen Mehr
z artei ſein. Es muß Schluß gemacht werden mit

er Macht der Haus und Grundbeſitzer. Gebrochen wer
den muß der Einfluß aller Reaktionäre, die der neu
eitlichen Entwicklung auf allen Gebieten unſeres Volks-
ebens hinderlich im Wege ſtehen. Vorausſetzung dafür

e e n eGedenlt der 6ummellſten
zu den ötadtverordnetenwahſen

h e eiſt eine intenſive Anfklärungsarbeit. Dieſe muß in Ver
h noch mehr aber durch Verbreitung ſozial-

mokrat lugblätter betrieben werden.
Parteigenoſſen und -genoſſinnen! An die Arbeit!

Gehk am Freitag abend in die unten bekannt gemach-
ten Diſtriktsverſammlungen und beteiligt euch alle am
Sonntag an der ünbedingt notwendigen

Flugblattverbreitung.
Diſtriktsverſammlungen.

Am Freitag, den 21. Februar, findenverſammkungen ſtatt.

Jm Reſtaurant „Zum Derfflinger“, Ecke Luther- und Merſe
burgerſtraße für die Viſtrikte 8-—10.

Jm Gewerkſchaftshaus, Harz 42/44 für die Diſtrikte 1
und 11-14.

„Zur Reichskrone“, Unterplan, für diem Reſtaurant
Diſtritte 5—-7 a.

Jnm Reſtaurant „Schmelzers Höhe“, Fritz Emmer, Eichendorff-
ſtraße 19, für die Diſtritte 16——20.

Da die wichtigſten Wahlarbeiten beſprochen worden ſollen, iſt
es Pflicht eines jeden Mitgliedes zu erſcheinen.

Sffentliche Beamten und Angeſtellten- Verſammlung

zu den Stadtverordnetenwahlen.
Die alte ſozialdemokratiſche Partei hielt geſtern „hend in den

Germaniaſälen eine große öffentliche Verſammlung ab, in der
Gen. Karl Giebel, Mitgl. der Nationalverſammlung, über
das Thema: „Warum müſſen ſich die Beamten und Angeſtellten
an der Stadtverordnetenwahl beteiligen?“ referierte. Jn pak-
kender Weiſe meiſterte er den reichlichen Stoff, der durch die er
ſchöpfende Antwort auf das Thema gegeben war. Mit ſcharfer
Lauge übergoß er die geweſene Tätigkeit der Stadtväter in den
bisherigen Klaſſenſtuben. Er brachte reiches Tatſachenmaterial
und rückte dadurch die Vertreter der kapitaliſtiſchen, ſog. „bürger-
lichen“ Parteien in das rechte Licht. Jnsbeſondere beleuchtete er
die den Beamten und Angeſtellten ſeitens jener Parteien jedes
mal vor den Wahlen gemachten Verſprechungen, die natürlich
nach den Wahlen nie gehalten wurden. Er wies auf den Terror
hin, der durch die öffentliche Stimmabgabe den Beamten und An-
geſtellten gegenüber ausgeübt wurde und daß es doch einzig und
allein das Werk der Sozialdemokratie ſel, daß nunmehr auch zu
den Stadt- und Gemeindevertretungen das freieſte Wahlrecht aus
geübt werde. Er forderte die Beamten und Angeſtellten auf,
reſtlos für die Liſte Kleeis zu ſtimmen. Jn geſchloſſener Phalanx
müßten die erwerbstätigen Kreiſe, Beamte, Angeſtellte und Ar-
beiter den Vertretern der Kapitalsintereſſen gegenüberſtehen.
Nachdem der reiche Beifall ſich gelegt hatte, brachte Gen. Pikard
die Liſte der alten ſozialdemokratiſchen Partei zur Verleſung und
wies darauf hin, daß auch an den Cusſichtsreichen Stellen ſich
alle Kreiſe der erwerbstätigen Bevölkerung in Halle wieder
ſpiegeln, Jn der nun folgenden Ausſprache ging Gen. Kleeis
insbeſondere auf die halliſchen Verhältniſſe ein und unterzog die
Tätigkeit der hieſigen Stadt- Verwaltung einer treffenden Kritik.
Er erwähnt die aufgeſtellten Liſten der anderen Parteien und ging
insbeſondere die Liſte der Parteiloſen ein. Er wies treffend
nach, daß Parteiloſigkeit auch im Stadtparlament ein Unding ſei,
denn in ſehr vielen Fragen, Steuer, Schule uſw. werde immer
der Gegenſatz zwiſchen Beſitzenden und Beſitzloſen eine Stelle
ſpielen. Stv. Balke verſuchte nun eine Lanze für die demokra-
tiſche Partei zu brechen, hatte aber damit kein Glück, denn die
folgenden Redner zerpflückten ſeine Ausführungen ganz aeßörig.
Allſeitig wurde ihm zugeſtanden, daß er vielleicht die beſten Ab-
ſichten gehabt, daß aber ſeine Parteifreunde ihn reden ließen und
ihn dann im gegebenen Augenblick niederſtimmten. Gen. Sie-
vert kritiſierte die Tätigkeit der Dreiklaſſenſtube, ſpeziell den
Beamten gegenüber und ging beſonders auf die l
ein, während Gen. Wilke d'e Schulfrage einer gründlichen Er-
örterung unterzog. Gen. Pikard frug, wo denn die demokrati-
ſchen Anhänger des Stv. Balke geweſen ſeien, al s der Magi-
ſtrat die Beſtätigung des Stv. Hennig hinter-trieben habe, als derſelbe in die Schuldeputation gewählt
worden ſei. Gen. Henkel wies darauf hin, daß dieſelben Stadt
väter, die den ſtädt, Hilfsarbeitern die erbetene Erhöhung ihrer
Bezüge verweigerte, acht Tage ſpäter einen Antrag annahmen,
der vom Magiſtrat eine Vorloge über Neuregelung der Gehälter
forderte und bezeichnete dies als ein plumpes Wahlmanö-
ver. Die Behauptung des Stv. Balke, daß die ſozialdemokra-
tiſchen Stadtverordneten gegen dieſen Antrag geſtimmt hätten,
wies Gen. Pikard als unwahr zurück, indem er feſtſtellte, daß

tade die der alten ſozialdemokratiſchen Partei angehörenden
tadtverordneten Gerig und Gröbel für dieſen Antrag ſtimmten.

folgende Diſtrikts-

geſtellien ſei es aber, ſich

Jn einem kernigen Schlußwort e Referent noch
einmal mit der deutſch- demokratiſchen rtei ins Gericht. Er
verwies darauf, daß gerade die beſten Demokraten, Red. Wolff,Weber und der Bodenreformer Damafcqhte von der

ab geſchoben wurden, da ſie die Kapitalsintereſſen der
nier der Partei ſtehenden Geldſackleute nicht genügend vertreten.

Die ſo oft wiederlegte, ſeitens des Stv. Balke wieder aufgewärmte
Legende von einer Aufhebung des unkündbaren D enſtverhältniſſes
und der Penſionsanſprüche der Beamten berichtigte er dahin-
gehend, daß auch dieſe Forderung der Beamten von der alten ſo-
zialdemokratiſchen Partei gebilligt und unterſtüst würde. ia daß

auch J S und v h r Weiner ei beſchert werden ſollte. Sache eamten und An
zu großen gewerkf ſchen Verbänden

die für einen ruhigen und gefunden Wiederaufßaun unſeres Wirt
ſchaftslebens in Staat Gemeinde auf
Grundlage ihre ganze Kraft einzufegen gewillt ſei, für die alte
ſozialdemokratiſche Partel, deren Stimmzettel mit dem Namen
Kleeis beginnt. Die Verſammlung war ſehr gut beſucht und nahm
einen ruhigen und ſachlichen Verlauf Trotz vierſtündiger Dauer
hielten die Verſammelten bis zum Schluß anf ihren Plätzen aus.

Aebeiter- und Soldatenrat, Halle. u
halber iſt die für morgen, Sonnabend anberaumte gemeinfamre
Sitzung des Arbeiter und Soldaten Rates anf einen anderen
Zeitpunkt vertagt.

Soldatenratsſitzung vom 20 Febtuar 1919. Kam. Adler
leitet die Sitzung. Für die ausgeſchiedenen zwei Vorſtandsmit-
nen Schnabel und Beilicke werden in namentlicher Ab-
immung die Kam. Wolff und Haneld Es wurde

dann ein Antrag eingebracht, daß nicht Kom. Adler, ſondern Kam.
Platen die Verſammlungen des Soldatenrats leiten ſoll. Der
Antrag wurde angenommen, da Platen aber unwohl war, über
nahm Kam. Haneld die Leitung. Kam. Ferchland erklänte
u. a., daß in der verfloſſenen Nächt 15 Artilleriſten mit Karaßi
nern in ſeiner Wohnung waren. um ihn zu verhaften. Er ſei aber
r gerweije nicht in ſeine Wohnung gekommen. Kam.

ch in i di erklärt, daß nach Rückſprache mit dem Kommandeur
des F.A.R. 75 beim Regiment nichis bekannt ſei. z Beiſiggern
für das Kriegsgericht wurden gewählt: Kam. Ferchland ſüt
eine Verhandlung, ferner Kam. Erdel und Ki e ſowie Kam
Oeſterfeld als Stellvertreter Beim nächſten Punkt: Berichi
von Magdeburg, wurde vach längerer Debatte abgelehnt, von
Mitgliedern des Soldatenrates Strafakten einzufordern. Zum
Schluß wurde noch betannt gegeben, daß Sonnadend, den 22., ein

e Siguig des A. und S. R. tagt, in der Porträge über

ozialiſierung ſtattfinden. 4F Unſer Recht auf Kolonien“, ſo lautere das Thema, welches
ſich Herr Geh. Konſiſtorialrat Prof. Dr. Haus leiter für den
geſtern abend ſtattfindenden 14. Volksabend mit freier Ausſprache
e hatte. Seine Ausführungen waten, kurz umriſſen, folgende:
Auch die neue Regierung ſteht auf dem Standpuntt, daß der Beſitz
der Kolonien eine Lebensfrage und keine Luxusfrage für uns iſt.
Man kann uns zwar Gewalt antun, aber man kann uns nicht
eine Gewalt für Recht Die r einPrüfſtein dafür, ob der geprieſene Völkerbund nur eine Mastke iſt.
hinter der ſich die nackte, brutale Gewalt en das
niedergebrochene verbirgt. Was wir beſeſſen aufGrund internationaler Verträge, medien wir w

wir geſäet, möchten wir auch ernten, das i unſer ſittliches Recht.
Unſere Feinde redeten über unſere kolonigalen Mißſtände, aber
nicht über die eigenen Frühere Koloniſten kehren freudig ihre
früheren Wirkungskreiſe zurück. Der im Jahre 1918 nach vier-

Pauſe wieder erſchtenene Kolonial-Atlas ſoll uns ein
ahrzeichen ſein, daß wir unſere Kolonien wiedererhalten. (Leb-

hafter Zeye Jn der Ausſprache betont ein Redner, daß
bezüglich der Kolonialfrage bei uns zu wenig getan wäre. Die
Preſſe müßte ſich mehr mit der Frage beſchäftigen und das Reichs
kolonigalamt müßte eine Preſſeabteilung bekommen. rr Prof.
Dr. Schenk ergänzte die Ausführungen, indem er auf die wirt-
ſchaftliche Notwendigkeit kolonialen inwies, vor würden
77 n Be g auf Kolonialwaren und Baum
wolle 2
Siſalhanf uſw. völlig vom Auslande abhängen. w
in England erwogen, Oelfrüchte mit rinem ober rn
belegen. Auch unſer Export werde ſtark beeinträchtigt, s wirkeine Kolonien bekämen. Jm Schlu betonte Herr ba Dr.

Hausleiter, wir dürften nicht zu J W und denken:ihten unſere
„Verloven iſt verloren!“ Wir m timme erheben.
auch die Preſſe veranlaſſen, unſeren Not über die
ins neutrale Ausland zu trägen, damit auch das Ausland zu
Ueberzeugung komme, daß es unmöglich ſei, die Deutſchen
Kolonialbeſitz einfach auszuſchalten.

Verſchleudernng von Heeresgut? Jn der legten Zeit ſtnd
in der Preſſe wiederholt Alarmn n aufget die von
einer argeblichen r von Heeresgut wi
Insbeſondere ſollte nach dieſen Notizen t ug
ſchleudert worden ſein. Mie wir von zuſtändiger Seite erfahren,
ſind dieſe Angaben durchaus unzutreffend Unrichtig iſt auch die
Behaupiung, daß Schritte unternommen würden zur Herſtellung
e Flugzeuge. Zu ſolchen Schritten liegt keinerlei Veran
laſſung vor.

Kleidung und Segen für Ardeiter. Wie mitgeteilt
wird, iſt es zuſtändigen Stellen gelun ſowie
eine große Anzahl Schnür- und han anzukaufen, die für den Bedarf von Arbeitnehmenden im bau zur
Verfügung gehalten werden. Mangel an geeigneter Kleidung, vor
allem an Schuhzeug, hat bisher manchen Arbeitswilligen davon
abgehalten, die Arbeit in den Kohlentevieren anzunehmen. Die
Ankäufe von Kleidung und vornehmlich von Stiefeln werden

Aufnahme der Arbeit im bau unſeres Bezirks
rder n.Die Errichtung einer öffentlichen und einer an delg

ſchule beabſichtigt der Magiſtrat der Stadt für Oſtern d.im Anſchluß an die ſtädtiſhe kaufmänniſche ldungsſchule

männliche Perſonen. Die Handelsſchulklaſſen ſollen am 28. April
eröffnet werden. Anmeldungen werden von 11-12
vormittags im Gebäude der kaufmänniſchen Fortbildungsſchule,
Sophienſtraße 37, Eingang Luiſenſtraße, im Amtszimmer ves
Direktors entgegengenommen. Das letzte Schul s iſt vorzu
legen. Darlegung der Pläne ſtehen auf Wu gern zur Ver
fügung. Auskunft wird mündlich und Hriftlich erteilt.

Warnung! Die Armbinde Nr. MN2 des Sicherheitsregiments
Halle iſt in Verluſt geraten. Vor Mißbrauch wird gewarnt! Ab
zugeben „Weitiner Fimmer 24, rger Sitraße.

Stadttheater. Heute, Freitag, wird Pfitzners Oper „Der arme
Heinrich“ wiederholt. Sonnabend, mittag 3 Uhr, Schüler-
vorſtellung zu ermäßigten Preiſen „Maria Stuart“, abends 8 Uhr,
„4. Sinfonie-Konzert“ des Stadttheaters unter Leitung von Prof.

ul Graener. Soliſten Edith ne und Herthehmlow. Sonntag nachmittag Volksvorſtellung „Ueber unſere
Kraft 2. Teil, abends Wiederholung von Verdis Opw„Aida“. Montag „Die gen

Die 30. Friedrichſtraße 33.wird vom 1. März 1919 ab nach et 8 (Gaſtwirtſchaft
von Menzel) verlegt.
des Worhe wem Fesruar bi 2. Rütz entnommen werden
Woche vom 24. Februar bis 2. März d. Js. entnommen werden
darf, wird auf 300 Gram m ſeſtgeſett.

Städtiſcher Verkanf von Sveiſe in der Talamtſchule am
Sonnabend., für die Lebensmitte 27 001--28 500 vormittags
von 8--1 Uhr. Für jede Perſon werden 55 Gramm zum Preiſe
von 30 Pfg. abgegeben.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Sonnabend Abſchaitt
neun für die eingetragenen Kunden bei dem Rolkereibeſttzer
Scharfe, Rudolf Haymſtr. B5 und bei dem Rilchbändler Krebs,
Lerchenfeldſtr. 22. Auf jeden Abſchnitt wird Pfund abgegeben.
Die Abſchnitte ſind bis 25. Februar abzuliefern.

Milchkartenausgabe. Bo den Februar bis einſchließlich Sonnabend, den I. rs Ware in den
Markenausgabeſtellen W e mit den Brotmarken die neuen,
vom 3. März ab gültigen Milchkarten für Kinder bis zu 6 gar
ſtillende Mütter und angere Fr ausgegeben. dere

eine ſtillonde Muttee, Jder Hebhamme des Arztes gder der
die Mutter ihr Kind ſtillt, oder ein

e d

e

n z. B.iliarde Einfuhr), Oelfrüchte (35 Milliarde Sinn

r e



gezahrt werden
eine Beſtätigung des Arztes oder einer zur Ausübung des Heb-
ammengewerbes zugelaſſenen Hebamme, daß Schwangerſchaft in
den letzten drei Monaten beſteht. Bei der Ausgabe der Milch-
karten für Kinder iſt für die Entſcheidung der Frage, welche
Menge dem betreffenden Kinde zukommt, der Geburtstag des
Kindes beſtimmend. Gelangt ein Kind während der Zeit, für
welche die Milchkarte gilt, in eine Altersſtufe, für die dann eine
geringere Milchmenge vorgeſehen iſt, ſo bleibt es noch bis zum
Ablauf der Gültigkeit der Karte im Genuß der erhöhten Menge.

Zum FreibankBerkauf am 22. Febrnar werden die Jnhaber folgender
Rummern zugelaßen

Um 85 Uhr Rr. 7101 7200
7 9 7 T201 7250

Weißenfels. Zur Stadtverordneten wahl. Zur
Agitation für die am Sonntag den 23. d ſtattfindenden Kommu-
nalwahlen hatte die alte i mokratiſche Partei eine öffent-
liche Wähler- und Wählerinnen- Verſammlung
nach dem „Goldenen Hirſch für Dienstag abend einberufen. Die
Verſammlung war leidlich gut beſucht. Zuerſt wurde gegen die
Zurückhaltung unſerer Kr 7 proteſtiert, und eine in
dieſem Sinne gehaltene vom n. Kalbfleiſch begründete
Entſchließung angenommen Dann ſprach Gen. Feld mann,
Mitglied der Rationalverſammlung, über unſer Kommunal-
programm, z er in aller Sachlichkeit und in gut verſtändlicher
Weiſe ſeinen Zuhöhrern vortrug. Darauf ſprach unſer Gen. Ober
lehrer Weißinger als Kandiat zur Stadtverordn.- Verſammlungüber die zukünftigen im Nadniſchen Gemeinweſen. Beide
Referate wurden mit lebhaftem Beifall entgegengenommen. Jn
der Diskuſſion ſprach von den Unabhängigen Stadtverordneter
Junghans. Er ſagte mit den Ausführungen des Referenten Gen.
Feldmann ſtimme er im Weſentlichen überein, denn das ſei das
Programm. das beide Parteien zur Grundlage hätien, und worum
in Wirklichkeit zwiſchen uns Gegenſätze beſtehen. Er habe ſich auch
in der Hauptſache nur deshalb zu Worte gemeldet um von dem
Gen. Feldmann zu hören. was er damit gemeint habe wenn er
ſage. wir ſollten im Stadtparlament nicht experimentieren.
Jundhans rechnet bei der Stadtverordnetenwahl mit einer Mehr-
heit für die U. S. P. Dem Gen. Weißinger gegenüber wolle er
ſagen, daß es ſeinerſeits an waffenbrüderlicher Mit- u. Zuſammen-
arbeit nicht fehlen ſolle. Jn ſeinem Schlußwort ſetzte ſich Gen.
Feldmann ſachlich mit Junghans auseinander und ſchilderte in an-

icher Weiſe, was er mit „Experimentieren“ meine. Er hofft,
ß auch die hieſigen Jrregeleiteten auf den Weg der Vernunft und

damit zur ſozialdemokratiſchen Partei denn als ſolche kenne
er nur eine, und das ſei die alte ſozialemokratiſche
Partei, zurückkehren, um eine einige geſchloſſene Front für
unſere große Aufgabe zu bilden. Vor allen Dinegn ſei Mutlofſig
keit zu verachten und zu verwerfen. Dazu läge gar keine Veran-
laſſung vor. und auch hier in Weißenfels würde bei entſprechender
und reger Agitation jedenfalls ein günſtiges Reſultat für uns bei
der Stadtverordnetenwahl erzielt werden können. Nachdem der
Sorſitzende, Gen. Kieſel, noch auf unſere Preſſe, die Volksſtimme,
und auf den Anſchluß an die Partei hingewieſen hatte. wurde die
ſachlich und anregend verlauſene Verſammlung geſchloſſen.

Schkslen. In den Gemeindewahlen. Am 16. Febr.
fand eine öffentliche Einwohnerverſammlung, von unſerer Partet
unter dem Vorſitz des Gen. Hirxſcht einberufen, ſtatt. Unſer Refe-

Walhalla

ren aus Hakte ſprach
tie und Gemeindewahlen.“
tung nahm einen überaus Zapenpß Verlauf.

„Soeoziakdemokra-
Die gut beſuchte Verſamm-

n den Dar-
leguüngen nahmen weder U. S. P. noch Deutſchnationale Anſtoſo daß die Tagung als ein voller S unſerer Partei verbu t
werden kann. Nun friſch auf zur Wahl für unſere Wahlliſte

irſcht! Unſere Kandidaten ſind: Hirſcht, Hugo, Zigarrenmacher,chröder, Franz, Dachdecker, Schöne, Max, Buchdrucker Kießlich.
Otio. Bahnarbeiter, Bret'ſchnender, Richard, Bodenarbeiter, Jurick,
F Tiſchler, Veder, Otto, Heizer, Merkel, Max, Arbeiter,

rnſt, land wirtſchaftlicher ÄArderter, Paul Fabrikarbeiter,
Kußatz, Willy, Albert, land wirtſchaftlicher Arbeiter, Rother, Ernſt,
Tiſchler.

Falkenberg. Zu den Gemeindewahblen. Unſere Ge
noſſen in der t haben dem neuen Gemeindewahlrecht
ſelbſtverſtändlich die grundfätzliche Geſtalt gegeben, die den alten
ſozialdemokratiſchen Forderungen entſpricht. Ein freieres, demokratiſches Gemeindewahlrecht, als wir es jetzt haben, iſt nicht gut
denkbar, und durch Einführung des Verhältniswahlrechts auch für
kleine Gemeinden iſt dafür Sorge getragen, daß auch in dieſen
kleinen Gemeinden die Gemeinderäte nach ihrer Parteizuſammen-
ſetzung ein getreues Spiegelbild der in der Gemeinde ſelber ver
iretenen Anſdauungen, auch der Minderheiten, darſtellen. Und
doch zeigt die Praxis, daß die jetzt geltenden Vorſchriften gerade
nach dieſer Richtung hin auch eine gewiſſe Gefabr bergen. Wir
meinen hier die Vorſchrift, wonach die Wahlvorſchläge, die Kan-
didatenliſten, von einer gewiſſen Anzahl Wahlberechtigter der in
Frage kommenden Gemeinden unterzeichnet ſein müſſen. An ſich
iſt eine derartige Vorſchrift ja ſelbſtverſtändlich erforderlich, und
ſie iſt gleichzeitig geeignet, politiſch erzieheriſch auch in den kle'n
ſten Gemeinden zu wirken Ohne eine gewiſſe Organiſation aller
Gleichdenkenden, auch innerhalb der Gemeinden iſt deren Beteili-
gung an den Gemeindewahlen infolge der erwähnten Vorſchrift
nicht möglich. So fördert dieſe Geſetzesvorſchrift in unbeabſichtigter
Nebenwirkung gleichzeitig überall unſere Organiſation. Wie oft
baben wir unſeren Genoſſen auch auf dem Lande ſchon zugerufen
„Organiſiert euch! Gründet ſozialdemokratiſche Ortsvereine!
Wo aber bisher unſere ſtändigen Mahnungen und Ermunterungen
erfolglos blieben, ſelbſt da werden nunmehr unſere Genoſſen end
lich doch auch an die Gründung von ſozialdemokratiſchen Ortsver
einen herangehen müſſen nämlich notgedrungen infolge jener
erwähnten Geſetzesvorſchrift, wenn unſere Genoſſen ſich eben über
baupt überall an den Gemeindewahlen beteil'gen wollen. Und
daß ſie das jetzt wollen, iſt doch wohl ſelbſtverſtändlich. Unter dem
bisherigen öffentlichen Dreiklaſſenwahlrecht waren wir die Ent
rechteten, da konnten wir uns vielfach nicht einmal in die dritte
Klaſſe beteiligen. Um ſo freudiger ergreifen unſere Genoſſen die
Gelegenheit. ietzt unter dem neven gleichen und geheimen Wahl-
recht auch ihre Vertreter in die Gemeinderäte hineinzubringen,

Gewerhſchaftliches.

Eine Gewerkſchaft der Vankangeſtellten. Jn Berlin tagten
jüngſt Abgeordnete der Bankbeamten, welche unter dem Namen
Bund der Bankangeſtellten die bisherigen beiden Vereinigungen,
Verband der Deutſchen Bankbeamten und Deutſcher Bankbeamten-
vorein, zu einer gemeinſchaftlichen Organiſation zuſammenſchloſſen.
Hie neue Organiſation ſoll auf freigewerkſchaftlichem Boden ſtehen

Wer des

e ää=vqldemokratiſche Partei
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De neuen Waſſenſtilſtandsbedingungen.

Nach van dena 20. u it c land richtende neue Waffe ſirir 7ſt an ne haben:vonUebergabe Schlachtkrenzern, von acht Kreuzern,
42 50 Torpedobooten. Alle UBoote, UBoots.docke und Reparaturwerkſtätten müſſen innerhalb 15 Tagen
abgebrochen werden. Die Hilfskreuzer müſſen abge-
rüſtet, ihre Kriegsausrüſtung zerſtört werden. Dieſe
Schiffe werden als gewöhnliche Handelsſchiffe und Priſen be
trachtet werden. Die Befeſtigungen von Helgoland müſſen
von deutſchen Arbeitern unter Auſſicht der Alliierten ge
ſch leift werden.

7 der geſtrigen engliſchen Unterhausſitzung wurde mitgeteilt,
daß bisher von Deutſchland ausgeliefert wurden:

e ſchweren und alle Feldgeſchütze, alle Maſchinengewehre. Lauf,
nmörſer und Flugzeuge, außerdem noch 4065 Lokomotiven an

telle von 5000, 126 836 ggons an Stelle von 150 000 und 1276
Motorwagen.

Frankreich als 6llavenhalter.

eb der letzten Si der franzöſie r guſherun W deutſchen L
irrt ſollten ſo lange wie irgend nis bei den land
wirtſchaftlichen und Boden arbeiten verwendet

Bern, 20.
Kammer gab

HPekanntwachung.

Diejenigen, welche noch Anſprüche für abgelieferte Metalle
an unſere Stadthauptkaſſe haben, werden hiermit aufgefordert, die
Beträge ſobald als möglich abzuheben.

Nichtbeachtung dieſer Aufforderung hat den Verluſt des An-
ſrruchs zur Folge. Bei Erhebung der Beträge iſt der mit Emp-
fangsbeſcheinigung verſehene Anerkennungsſchein zurückzugeben,
Zahlung erfolgt von unſerer an Werktagen von 9--12 Uhr geöff-
neten Stadthaurtkaſſe, Rathausſtraße 1.

Halle, den 19. Februar 1919.

Velanntmachung.
Alle Anträge auf Kriegswitwen- und Waijſengeld,

die bisher im Polizeiverwaltungsgebäude, Dreyhauptſtr. 4, II
Zimmer 98, angebracht werden konnten, ſind künftig nur noch bei
der hieſigen ſtädtiſchen Kriegshinterbliebenen-Verſorgung, Kleine
Steinſtraße 8, III, Zimmer 129, zu ſtellen.

Halle, den 14. Februar 19109.
Für den Arbeiter und Soldatenrat:

Reiwand.

Der Magiſtrat.

Die Polizeiverwaltung

Operetten- Theater Ylto ſorig Soz. Dem. v erein Drachſtedt.In kudngte Alte ſbzin Ehert Scheidemann.) großer Ball

Fro Toie Wählerinnen von Halle! 2 S0 mice r
m in Schwester Lydia Ruehland

Kasse v. 10-- I u. 46. W

5ta dt-Thongtoer
Sonnabend. d. 22 Febr. !9,

vachm. 3 Ubr
Schülervorstellzu erm rei

Maria Stua
Trauerspiel von Schiller.

Freie Ausſprache!

2203

ſpricht
Montag, den 24. Februar d. J., abends 71, Uhr in den GermaniaSälken,Gr. Steinſtr. 278,

Dienstag, den 25. Februar d. J., abends 7 Uhr in den Trothaer Baklſälen
Jnh. Germ o), Trothaer Straße.

Tages-Ordnung:

Die Wählerinnen aller Berufsſtände und Frauen von Halle ſind frdl. eingeladen.
Um zahlreiches Erſcheinen wird gebeten. Die Säle ſind gut geheizt. ZurDeckung der Unkoſten werden 20 Pf. Eintritt erhoben. werden

Der Einberufer.

MGEEXIIBIEIIIE
der Unhersftät

l Die Frau in der Stadtverordneten Verſammlung. Rat
Ernähtung müssen leider, da der Herr Vor-
tragende erkrankt ist, auf einen späteren, noch
bekannt zu gebenden Termin verschoben

2301

Hupper

Kytträurer-Tethaihun Frankenhausen
Oeö honbar. UHasohig-adag- ad Co ro- g., Wert istor-Abtle,

Privat, Handels

Verſſcherungs-Angeſtellte.
Gonnabdend, den Z. Februar 1918, abends 7 Uhr

VerſammlungOeffentliche
im rkr, Burgſtraße.

Tages Ordanng:
V

1. Die haufmäunntſchen Angeſtelten und die Revolntion.
2 Reſerent: Kollege Kognen.Kottegiunen S Konegen

wahngu nehmen.

Ortsgruppe Halle a. S
22

Induſtrie, Bank, Warenhaus,

ſcheint in Mafen. Es gilt Eure wirtſchaftlichen Jntereßer

Fentralverband der Handlungsgehilfen.
2307

Schluss
u

Anzeigen- Annahme
vormittags 10 Uhr.

Stelen ſinden

H. Pröpper Co.55

Zur Bedienung unierer

tuchen wir ſofort eine
elektriſchen Kreisſäge

geſchulte Arbeitskraft 3
Magdeb un

wg J

G. w. D.

Hippodro
Grosser Spliegelsaal.

Der Rektor der Unlversktät.

Wintergarten
Magodeburgerstrasse 66

Tel. 2185.
Direktion Georg Arnoct,

Wunderbare Dekoration.
TägHeh ausser Sonnabend ab 4 Uhr nachm.

Grosses Roit- Sportfogt
dei vondesetztem Orenaster.

Abends Auftreten der berühmten Schulrekerin

Fräulein Helene Fischer
mit hrem Schulpferd „Erbherr Markgraf und des

seaumeierers Herrn Oskar Weilnsteinmit dem Operetten- u. Springpferd

Darcian el
(Vollbiutwallach).

ar San von Udr b aGrosser Cavalier-Ball.
W Gr. Matinee.
Feinster Restauraſionsbelrſed.

I 77 W
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